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ÖFFENTLICHE AUSSCHUSS-
SITZUNG ZUM TAB-BERICHT 
»CLIMATE ENGINEERING«

Die Ausgangsfrage des TAB-Projekts 
lautete: Unter welchen Bedingungen 
könnte Climate Engineering – d.h. 
die absichtliche und gezielte techni-
sche Intervention in das Klimasystem 
in großskaligem bis globalem Maß-
stab – einen Beitrag zur Verhinde-
rung eines unter Umständen folgen-
schweren Klimawandels liefern? Der 
im Frühsommer 2014 vorgelegte TAB-
Arbeitsbericht Nr. 159 zeigt, dass es 
keine einfachen Antworten auf diese 
Frage gibt, auch weil die verschiede-
nen Optionen des Climate Engineering 
den klimapolitischen Handlungsspiel-
raum grundlegend verändern würden. 
Deutlich wird vielmehr die dringende 
Notwendigkeit einer breiten Diskus-
sion darüber, ob überhaupt bzw. wel-
che Ansätze des Climate Engineering 
ggf. weiter verfolgt und welche Risi-
ken dafür von der Gesellschaft in Kauf 
genommen werden sollen.

Um diesen Diskurs zu befördern und 
angesichts der möglichen Bedeutung 
des Themas für die zukünftige Klima-
schutzpolitik hatte sich der zuständi-
ge Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung zur 
Durchführung einer öffentlichen 
Ausschusssitzung am 24. September 
2014 entschieden. Anhand der Leit-
frage »Welche weiteren (politischen) 
Schritte sind im Umgang mit Climate
Engineering notwendig?« entspann 
sich eine vom Leiter des TAB, Prof. 
Dr. Armin Grunwald, moderierte Dis-
kussion zwischen den Berichterstat-
tern für TA der Fraktionen, weiteren 
Parlamentariern, Experten aus Wis-
senschaft und Politik, den Autoren des 
TAB-Berichts (Dr. Claudio Caviezel u. 
Dr. Christoph Revermann) sowie an-
deren Teilnehmenden. Im Verlauf der 
Diskussion äußerten sich sowohl die 
Vertreter der Politik als auch die ein-

geladenen Sachverständigen kritisch 
oder gänzlich ablehnend zu Climate 
Engineering. Mehr oder weniger uni-
sono wurde bezweifelt, dass die ver-
schiedenen Technologien des Climate 
Engineering, die zudem noch ganz am 
Anfang konzeptioneller Überlegun-
gen bzw. Erforschungen stehen, letzt-
lich ein probates Mittel sein könnten, 
den CO2-Ausstoß effektiv zu begren-
zen (»carbon dioxide removal« [CDR]) 
oder die globale Temperatur durch In-
terventionen in den Strahlungshaus-
halt der Erde zu senken (»radiation 
management« [RM]). Alle Seiten folg-
ten aber der Einschätzung des TAB, 
dass man dennoch die gesellschafts-
politischen Diskussion (jetzt) ange-
hen und führen müsse. Die öffentliche 
Ausschusssitzung wurde vom Parla-
mentsfernsehen aufgezeichnet (http://
dbtg.tv/cvid/3875870).

Im weiteren Verlauf der parlamenta-
rischen Beratungen zum TAB-Bericht 
wurde das Thema Climate Engineer-
ing in der Plenardebatte vom 29. Ja-
nuar 2015 aufgerufen. Die Berichter-
statter für TA und weitere Abgeord-
nete legten ihre Schlussfolgerungen 
aus dem Bericht dar und debattierten 
über den weiteren Umgang mit diesen 
Technologien. Für Dr. Philipp Lengs-
feld (CDU/CSU) zeigte der Bericht, 
dass die Technologien unkontrollier-
bar seien und folglich keine Option 
zur Klimarettung darstellten. Weil 
darüber hinaus laut TAB-Bericht die 
Ziele der internationalen Klimapoli-
tik durch Mitigation vermutlich gar 
nicht mehr erreichbar seien, sollten die 
Kräfte vielmehr auf die Entwicklung 
nachhaltiger Strategien zur Anpas-
sung an die kommenden Veränderun-
gen durch den Klimawandel gerichtet 
werden. Auch für Eva Bulling-Schrö-
ter (DIE LINKE) birgt Climate En-
gineering zu viele Risiken, da Eingriffe 
in Wetter und Klima nicht berechen-
bar seien. Sie erinnerte an den Satz 
von Albert Einstein, man solle sich 
davor hüten, »die Wissenschaft und 

wissenschaftliche Methoden zu über-
schätzen, wenn es um Menschheits-
probleme geht«. Dass die Auswirkun-
gen dieser Technologien völlig unklar 
und Fragen der Regulierung von Cli-
mate Engineering bisher ungeklärt sei-
en, schlussfolgerte René Röspel (SPD) 
aus dem TAB-Bericht. Er folgte der 
Einschätzung des TAB, dass Deutsch-
land zu Climate Engineering weiter 
forschen sollte, nicht um Anwendun-
gen voranzutreiben, sondern um Aus-
wirkungen besser beurteilen und bei 
internationalen Diskussionen kompe-
tent mitreden zu können. 

Die auf den ersten Blick verlocken-
de Idee des Climate Engineering sei  
auch nach Ansicht von Harald Eb-
ner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
eine Seifenblase, weil viel zu wenig 
darüber bekannt sei, ob Climate En-
gineering in der Praxis jemals funk-
tionieren könne und welche Risiken, 
Nebenwirkungen und Kosten dadurch 
entstünden. Deswegen brauche es – 
wie auch der TAB-Bericht konsta-
tierte – eine internationale Verstän-
digung über den Umgang mit diesen 
Risikotechnologien. Im Zusammen-
hang mit der Einschätzung des TAB, 
dass weitere Forschungsanstrengun-
gen zur Bewertung von Climate En-
gineering angemessen scheinen, stellte 
Sybille Benning (CDU/CSU) die Fra-
ge in den Raum, ob eine adäquate Be-
wertung ohne empirische Forschung 
überhaupt machbar sei. Sie gab zu be-
denken, dass eine großskalige Feldfor-
schung Infrastrukturen und Netzwer-
ke entstehen lassen könnte, aus denen 
sich gewisse Pfadabhängigkeiten er-
geben könnten. Eine einmal geöffne-
te Büchse der Pandora schließe sich 
aber nicht mehr so leicht.

Der TAB-Bericht wurde zur weite-
ren Beratung an eine Reihe von Aus-
schüssen, darunter der Ausschuss für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit und der Ausschuss für 
Wirtschaft und Energie, überwiesen. 
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BERICHT »FERNERKUNDUNG«

Nachdem der TAB-Arbeitsbericht 
Nr. 154 (Autorin: Dr. Katrin Gerlin-
ger) bereits zum Ende der 17. Legis-
laturperiode formal vom Ausschuss 
für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung abgenommen und 
als Bundestagsdrucksache Nr. 18/581 
veröffentlicht worden war, ruhte zu-
nächst die weitere parlamentarische 
Befassung. Nach dem Wechsel der 
Legislaturperiode band die Dynamik 
des Ebolaausbruchs mit der anfäng-
lich verzögerten internationalen ge-
sundheitspolitischen Wahrnehmung 
und Reaktion erhebliches politisches 
Engagement im Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit. Dass in die-
ser Konstellation dem TAB-Bericht –
mit einem viel weniger tagesaktuellen 
und dramatischen Thema – dennoch 
eine 40-minütige Aussprache in der 
Plenardebatte vom 17. Oktober 2014 
eingeräumt wurde, überraschte, zumal 
»traditionell« die Studien des TAB vor 
allem in den fachspezifischen Gremien,
 insbesondere in den Ausschüssen, dis-
kutiert und aufgegriffen werden. 

Nahezu einhellig wurde der TAB-Be-
richt dafür gelobt, einen sehr umfas-
senden Überblick über den Stand der 
technologischen Entwicklung zu ge-
ben sowie zahlreiche Möglichkeiten 
für Kooperationen mit Afrika in die-
sem Bereich vorzustellen. Damit liefere 
er ein solides Fundament für vielfälti-
ge Argumente und Handlungsoptio-
nen. Breite Zustimmung erfuhr vor 
allem das Argument, dass Entwick-
lungsländer in die Lage versetzt wer-
den sollen, verfügbare Satellitenda-
ten selbstständig auszuwerten und für 
sich nutzbar zu machen. Insbesonde-
re der dafür notwendige Datenzugang 
und die Entwicklungskooperationen 
zum erforderlichen Kapazitätsauf-
bau und Technologietransfer wurden 
in den Beiträgen der Redner explizit 
aufgegriffen.

Tobias Zech (CDU/CSU) bezeichnete 
Weltraumtechnik als lebensnotwendig 
und Fernerkundungstechnologie als die 
Zukunftstechnologie, um die Erde ge-
nauestens zu erfassen und an Lösun-
gen zu globalen Herausforderungen un-
serer Zeit zu arbeiten. Die Annahme, 
dass sich diese Technologie allein tra-
gen könne, nannte er ein großes Miss-
verständnis. Satellitendaten gehören 
zur Infrastruktur, die Wertschöpfung 
beginne erst mit der Datenauswertung, 
nicht mit dem Bau der Satelliten. Als 
Konsequenz forderte er ein staatliches 
Mandat, das den freien Zugang zu die-
sen Daten sichert. 

Auch Niema Movassat (DIE LINKE) 
konzentrierte sich in seinen Äußerun-
gen auf den Datenzugang. Er vertrat 
die Auffassung, dass in der derzeiti-
gen Anwendungspraxis das »Recht des 
Stärkeren« gelte, da Satellitenbetreiber 
ohne Einwilligung territoriale Daten 
erheben können und ihnen Urheber-
rechte an den gewonnenen Daten ge-
währt werden. Dies benachteilige vor 
allem Entwicklungsländer, die über 
diese Technologie nicht verfügen. Als 
zynisch bezeichnete er es, wenn zu-
gleich einige Industrieländer versuch-
ten, hoheitsrechtliche Ansprüche auf 
hochauflösende Daten zu ihren Terri-
torien aus Sicherheitsgründen geltend 
zu machen. Er sprach sich ebenfalls ge-
gen nationale Privatisierungstenden-
zen der Technologie aus und forder-
te einen freien Zugang, insbesondere 
zu Satellitendaten, die durch gemein-
schaftliche Anstrengungen europä-
ischer Initiativen und Organisationen 
entstehen.

Gabriela Heinrich (SPD) vertrat die 
Meinung, dass die Datenveröffentli-
chung eine Voraussetzung ist, um die 
vielfältigen Anwendungspotenziale der 
Fernerkundung tatsächlich zu realisie-
ren. Sie griff einzelne Handlungsoptio-
nen des TAB-Berichts auf und mahnte 
eine bessere Koordination der deut-
schen Technologie-, Wirtschafts-, Wis-

senschafts- und Entwicklungspolitik 
an. Ebenso forderte sie, dass bei der 
Weiterentwicklung der Weltraumstra-
tegie sowohl Auswerte- und Anwen-
dungstechniken als auch entwicklungs-
politische Fragen stärker berücksichtigt 
werden sollen. Der TAB-Bericht sei das 
beste Argument dafür.

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) wies darauf hin, dass sich 
die Fernerkundungstechnologie bereits 
seit Jahrzehnten entwickelt und wie 
jede Technologie auch die Gefahr birgt, 
missbraucht zu werden. Seiner Mei-
nung nach sei es nicht »unsere Aufga-
be, Regeln und Methoden zu finden, 
wie man diesen Missbrauch eingren-
zen kann. Da müssen Experten ran«. 
In den Beratungen der Fachausschüsse 
solle man sich der Situation der auf vie-
le Ressorts verteilten Zuständigkeiten 
für Fernerkundungsaktivitäten zuwen-
den. Er plädierte dafür, die Aktivitä-
ten Deutschlands in der Bundesregie-
rung zu bündeln und mit denen der 
EU-Partner zusammenzuführen. Auch 
griff er die im TAB-Bericht dargestellte 
Grenze der Fernerkundung auf, die le-
diglich vielfältige Informationen zu be-
stimmten Entwicklungen liefern kön-
ne. Diese zum Wohle der Menschen zu 
nutzen, sei nach wie vor Aufgabe poli-
tischer Entscheidungsträger. 

Nachdem Charles M. Huber (CDU/
CSU) auf die Bedeutung des »Capacity
Building vor Ort«, vielfältige afrika-
nische Initiativen der digitalen Wirt-
schaftsentwicklung und die besondere 
Eignung der europäischen Fernerkun-
dungsinstitutionen hingewiesen hatte, 
erläuterte Dr. Philipp Lengsfeld (CDU/
CSU) abschießend die Verfahren der 
parlamentarischen TA und die Aufga-
ben der Parlamentarier und des TAB. 
Am Ende der Debatte wurde der TAB-
Bericht zur weiteren Befassung an die 
Ausschüsse überwiesen.

Drei Nachrichtenkanäle des Deut-
schen Bundestages (hib-Nachrichten, 
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und analog verwenden kann. Der Pro-
totyp wurde zum Fernerkundungsbe-
richt angefertigt.

TAB-BERICHTE IM BUNDESTAG

Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 161 »In-
wertsetzung von Biodiversität« wur-
de am 3. Dezember 2014 im Bundes-
tag in der Sitzung des Ausschusses für 
Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung präsentiert und vom 
Ausschuss abgenommen. Er ist als 
Bundestagsdrucksache Nr. 18/3764 
erschienen. Im Ausschuss für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung wurde er am 4. März 2015 
unter dem Tagesordnungspunkt Re-
duktion von Emissionen aus Entwal-
dung und Waldschädigung (»reducing 
emissions from deforestation and forest 
degradation« [REDD+]) mitdiskutiert.

Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 157 
»Technischer Fortschritt im Gesund-
heitswesen: Quelle für Kostensteige-
rungen oder Chance für Kostensen-
kungen?« ist als Bundestagsdrucksache 
Nr. 18/4283 erschienen. 

Im Ausschuss für Wirtschaft und Ener-
gie wurden die TAB-Arbeitsberichte 
Nr. 150 »Die Versorgung der deutschen 

Das Parlament und die Jugendredak-
tion des Bundestages »Mitmischen«) 
nahmen die Plenardebatte zum Anlass 
und berichteten über den TAB-Bericht. 
Die Debatte kann im Plenarproto-
koll 18/61 nachgelesen oder als Au-
diodatei (http://dbtg.tv/fvid/3992932) 
verfolgt werden.

Der federführende Ausschuss für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung diskutierte in der Sitzung am 
25. Februar 2014 noch einmal den 
TAB-Bericht mit der Autorin im Bei-
sein von Vertretern des Bundesminis-
teriums für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung und des 
Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung. Gemeinsam mit dem TAB-
Bericht wurde ein Statement zur Digi-
talisierung in Entwicklungsländern der 
Stiftung Neue Verantwortung disku-
tiert. Nach einzelnen Nachfragen der 
Parlamentarier (z.B. zu »best practices«
des europäischen Fernerkundungstech-
nologieführers Frankreich) drehte sich 
die Diskussion verstärkt um die Bedeu-
tung von IKT und digitalen Aktivitä-
ten in der Entwicklungszusammenar-
beit. Trotz des derzeitigen Trends zur 
Digitalisierung lobte die Ausschuss-
vorsitzende, Dagmar Wöhrl (CDU/
CSU), das neue TAB-Publikations-
format »TAB-Fokus«, den man nicht 
nur elektronisch, sondern nach wie 

Wirtschaft mit Roh- und Werkstoffen 
für Hochtechnologien – Präzisierung 
und Weiterentwicklung der deutschen 
Rohstoffstrategie« am 12. November 
2014 und Nr. 147 »Regenerative Ener-
gieträger zur Sicherung der Grundlast 
in der Stromversorgung« am 14. Janu-
ar 2015 abschließend beraten. 

NEUER MITARBEITER IM TAB

Dr. Steffen Albrecht arbeitet seit Okto-
ber 2014 als Wissenschaftler im TAB. 
Er studierte Soziologie (Dipl.), Philo-
sophie, Politik- und Literaturwissen-
schaft an der Universität Hamburg. 
Nach einer Beschäftigung als Usability 
Consultant forschte er an der Techni-
schen Universität Hamburg-Harburg, 
wo er 2009 mit einer Arbeit über die 
Architektur und Dynamik politischer 
Diskurse im Internet promovierte. Als 
Postdoc arbeitete er an der Freien Uni-
versität Berlin, der Technischen Uni-
versität Dresden und war Projektleiter 
für Online-Bürgerbeteiligung bei der 
Zebralog GmbH & Co KG. Nachdem 
er bereits im September 2013 Mitar-
beiter am ITAS im SYNENERGENE-
Projekt zur Synthetischen Biologie 
wurde, bearbeitet er im TAB neben 
diesem Thema insbesondere Fragen 
der Bürgerbeteiligung und der digita-
len Kommunikationsmedien.


